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Organhaftung – Kosten einer Sonder-
prüfung als erstattungsfähige  
Schadensposition?

Auf der Rechtsfolgenseite stellt sich für ge-
schädigte Gesellschaften in Organhaf-
tungsfällen häufig die Frage, inwieweit 
auch Kosten der Schadensaufarbeitung 
und Rechtsverfolgung gegenüber dem 
pflichtvergessenen Organmitglied geltend 
gemacht werden können. Dabei kommen 
auch Kosten einer Sonderprüfung als er-
satzfähige Schadensposition in Betracht. 

I. Grundsätze der Erstat-
tung von Kosten für an-
waltliches Tätigwerden 

Häufig wird mit Blick auf die Erstattungs-
fähigkeit von Kosten für ein anwaltliches 
Tätigwerden von den anspruchstellenden 
Gesellschaften auf das (zugleich mit Blick 

 
1 LG München I, NZG 2014, 345 (Volltext: BeckRS 2014, 1998 ff.). 
2 LG München I, a.a.O. 

auf die Konturierung von Compliance-
Pflichten auf Tatbestandsseite bedeut-
same) Urteil des LG München I in der Sa-
che „Siemens/Neubürger“ aus dem Jahr 
20131 zurückgegriffen. Das Urteil hat sich 
auch zur Erstattungsfähigkeit von Rechts-
anwaltskosten geäußert. Dort heißt es: 

„Die Kosten für anwaltliches Tätigwer-
den als Folge von Pflichtverletzungen 
stellen einen ersatzfähigen Schaden dar, 
sofern sie aus Sicht der Geschädigten zur 
Wahrung ihrer Rechte erforderlich und 
zweckmäßig sind“2.  

Diese Formel entspricht der Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs zur Erstat-
tungsfähigkeit von Rechtsanwaltskosten 
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im Rahmen von Schadensersatzansprü-
chen im Allgemeinen.3 

Speziell in der Praxis gerichtlicher Organ-
haftungsverfahren wird dabei oft im Ein-
zelnen über die Erforderlichkeit und die 
Zweckmäßigkeit der Rechtsanwaltskosten 
gestritten (und zwar mit Blick auf die sei-
tens der Gesellschaft vereinbarten Stun-
densätze, den Umfang der Tätigkeiten der 
Anwälte und deren Abgrenzung zu etwai-
gen anderen Tätigkeiten der Rechtsbera-
ter für die anspruchstellende Gesellschaft 
etc.). 

II. Urteil des Landgerichts 
Hamburg zu den Kosten 
einer Sonderprüfung 
nach §§ 142 ff. AktG 

Allerdings gibt es auch immer wieder 
Fälle, in denen die Erstattungsfähigkeit 
von Rechtsanwaltskosten als Schaden in 
einem Organhaftungsverfahren zumindest 
zum Teil zugleich prinzipiell in Frage ge-
stellt wird. So auch in einer vom Landge-
richt Hamburg4 kürzlich entschiedenen 
Konstellation, die im Folgenden kurz dar-
gestellt werden soll: 

Eine Aktiengesellschaft nahm ein ehemali-
ges Vorstandsmitglied nach § 93 
Abs. 2 AktG auf Schadensersatz in An-
spruch. Nach dem Vortrag der Gesellschaft 
setzte sich der angebliche Schaden der Ge-
sellschaft aus drei Positionen zusammen: 

• Den Kosten einer Sonderprüfung 
nach §§ 142 ff. AktG, die von einem 
Rechtsanwalt durchgeführt worden 
war,  

 

 
3 Vgl. BGH NJW 2005, 1112; BGH NJW 1995, 446, 447 – zum sog. materiell-rechtlichen Kostenerstattungsanspruch im Gegen-

satz zum prozessualen Kostenerstattungsanspruch gemäß § 91 ZPO. 
4 LG Hamburg, Urteil vom 28.07.2021, 401 HKO 46/19. Das Urteil ist rechtskräftig. 

• den Kosten der rechtlichen Beratung 
einer anderen Rechtsanwaltskanzlei 
im Zusammenhang mit der Sonder-
prüfung und der Inanspruchnahme 
des ehemaligen Vorstandsmitglieds, 
und 

• den Kosten der Durchführung der 
außerordentlichen Hauptversamm-
lung, in der der Sonderprüfer be-
stellt worden war. 

Die Sonderprüfung war unter anderem be-
schlossen worden, um aufzudecken, ob 
Pflichtverletzungen des betroffenen Vor-
standsmitglieds im Kontext des Ausschlus-
ses eines Aktionärs von der Teilnahme an 
einer früheren Hauptversammlung der Ge-
sellschaft zu verzeichnen waren. Der Aus-
schluss erfolgte seinerzeit unter Berufung 
auf einen Rechtsverlust des Aktionärs 
nach § 44 WpHG wegen einer von der Ge-
sellschaft angenommenen, früheren Ver-
letzung von Stimmrechtsmitteilungs-
pflichten durch diesen Aktionär. 
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Das Landgericht Hamburg lehnte den von 
der Aktiengesellschaft behaupteten Scha-
densersatzanspruch aus § 93 Abs. 2 AktG 
gegen das ehemalige Vorstandsmitglied im 
Ergebnis ab. 

Es ließ dabei dahinstehen, ob der Vorstand 
seine Organpflichten im Zusammenhang 
mit dem Ausschluss des Aktionärs von der 
Hauptversammlung verletzt hat. Jedenfalls 
sei der Gesellschaft kein Schaden entstan-
den, den sie gemäß § 93 Abs. 2 AktG von 
dem ehemaligen Vorstandsmitglied ver-
langen könne. 

Denn, so das Gericht, die Durchführung 
der außerordentlichen Hauptversamm-
lung mit der Beschlussvorlage einer Son-
derprüfung, ob das Vorstandsmitglied 
seine Pflichten verletzt habe, und die 
Rechtsverfolgung in Bezug auf in diesem 
Zusammenhang entstandene Kosten seien 
zur Durchsetzung eines Schadensersatz-
anspruchs der Gesellschaft gegen den ehe-
maligen Vorstand „weder erforderlich noch 
zweckmäßig“ gewesen, weil es an einem 
„originären Schaden“ der Gesellschaft ge-
fehlt habe. Ebenso wie es an einer Ersatz-
fähigkeit von Rechtsverfolgungskosten 
fehle, wenn der Schädiger seine Ersatz-
pflicht anerkannt habe und an seiner Zah-
lungsbereitschaft kein Zweifel bestehe5, 
sei der vorliegende Fall zu beurteilen, bei 
dem eine Ersatzpflicht mangels eingetre-
tenem, originärem Schaden nicht bestehe 
und die Rechtsverfolgungskosten viel-
mehr erst den einzigen Schaden und damit 
die Ersatzpflicht begründen würden.  

Dabei sei die Aktiengesellschaft zugleich 
unter dem Gesichtpunkt des Gebots der 
Wirtschaftlichkeit und der Schadensmin-
derungspflicht gemäß § 254 BGB mangels 
originärem Schaden zur Vermeidung von 

 
5 Vgl. BGH NJW 1995, 446, 446; BGH NJW 2005, 1112. 

Aufklärungs- und Rechtsverfolgungskos-
ten verpflichtet gewesen.  

Schließlich, so das Gericht in Anlehnung an 
den Prozessvortrag der anspruchstellen-
den Gesellschaft, solle die Sonderprüfung 
auch und vor allem eine verhaltenssteu-
ernde Wirkung entfalten und dadurch 
Pflichtwidrigkeiten vorbeugen sowie die 
Organe anhalten, ihren regulären Pflichten 
nachzukommen. Wenngleich den Aktionä-
ren die Durchführung einer Sonderprü-
fung zu diesen Zwecken unbenommen sei, 
stelle sich im Rahmen von § 93 Abs. 2 AktG 
die hiervon getrennt zu beantwortende 
Frage, ob derlei Maßnahmen zur „allge-
meine[n] Verbesserung der internen Unter-
nehmensüberwachung (Compliance etc.)“ 
nach schadensrechtlichen Grundsätzen ei-
nen ersatzfähigen Schaden darstellen kön-
nen. Dies verneinte das Gericht im ent-
schiedenen Fall. 

Tenor der Entscheidung: 
Kosten einer Sonderprü-
fung sind nur bei bereits 
eingetrenem, „originärem 
Schaden“ ersatzfähig. 

 

III. Einordnung 

Die Entscheidung ist Beleg dafür, dass im 
Schadensrecht pauschale Aussagen über 
die Ersatzfähigkeit einzelner Positionen 
nicht angezeigt sind. Dies gilt auch im Or-
ganhaftungsrecht mit Blick auf die Ersatz-
fähigkeit bestimmter Kostenpositionen, 
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darunter Rechtsanwaltskosten im Zusam-
menhang mit der Durchführung einer Son-
derprüfung.6 

Die Frage nach einer Ersatzfähigkeit der 
Kosten einer Sonderprüfung und in ihrem 
Kontext entstandener Rechtsanwaltskos-
ten hätte sich für das Landgericht Ham-
burg in anderem Licht dargestellt, wenn 
die Gesellschaft, etwa durch Abschluss ei-
nes nachteiligen Rechtsgeschäfts, einen 
eingetretenen Erstschaden hätte geltend 
machen können. 

Die seitens des Gerichts hierbei getroffene 
Differenzierung zwischen einem „originä-
ren Schaden“ und den anlässlich der Son-
derprüfung entstandenen Rechtsanwalts-
kosten dürfte dabei zugleich mit der scha-
densrechtlichen Unterscheidung zwischen 
unfreiwilligen Vermögenseinbußen und 
freiwilligen Vermögensaufwendungen kor-
relieren. Zwar können freiwillige Vermö-
gensaufwendungen, wie sich auch in der 
Rechtsprechung zur Ersatzfähigkeit von 

 
6 Interessant ist in diesem Zusammenhang auch die im Rahmen einer aktuellen Entscheidung des KG Berlin zitierte Entschei-

dung des LG Berlin, das eine Erstattungsfähigkeit der Kosten einer Sonderprüfung zwar nicht mangels eines „originären 
Schadens“, jedoch deshalb abgelehnt hatte, da nicht hinreichend konkret dargelegt worden sei, dass die Sonderprüfung 
gerade zur Untersuchung der in diesem Verfahren streitgegenständlichen Vorwürfe gegen die Vorstandsmitglieder ange-
strengt worden sei, vgl. BeckRS 2020, 40465 Rn. 9. 

7 Vgl. Palandt/Grüneberg, BGB, 80. Aufl. 2021, Vorb. v. § 249 Rn. 44. 
8 Vgl. Palandt/Grüneberg, BGB, 80. Aufl. 2021, § 249 Rn. 56. 

Rechtsanwaltskosten zeigt, ebenso als 
Schaden im Sinne von § 249 BGB ersatzfä-
hig sein. Der Geschädigte muss hierfür 
aber im Rahmen seiner prinzipiellen Be-
rechtigung zum Schadensersatz geltend 
machen können, eine wirtschaftlich ver-
nünftige Entscheidung für seine Ausgaben 
getroffen zu haben.7 

Nach der Rechtsprechung des Landge-
richts Hamburg soll eine derartige Darle-
gung bei Rechtsanwaltskosten offenbar 
stets scheitern, wenn es an einer unfreiwil-
lig erlittenen Vermögenseinbuße fehlt, die 
die getätigten Aufwendungen hätte recht-
fertigen können. 

Nach der Entscheidung des Landgerichts 
Hamburg müsste mit Blick auf die Ersatz-
fähigkeit von Rechtsanwaltskosten zu-
künftig zwischen drei Kategorien von Kos-
tenpositionen unterschieden werden:  

• Grundsätzlich erstattungsfähige 
Rechtsverfolgungskosten i.e.S., die an-
lässlich der Durchsetzung von Scha-
densersatzansprüchen entstehen und 
als prozessuale (§ 91 ZPO) oder mate-
riell-rechtliche Schadenspositionen 
ersatzfähig sind8, 

• prinzipiell erstattungsfähige Aufwen-
dungen für Sachverhaltsermittlungen 
und Maßnahmen zur Schadensab-
wehr und -minderung im Falle eines 
an und für sich feststellbaren Scha-
dens (im Sinne einer unfreiwilligen 
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Vermögenseinbuße)9, und 

• im Grundsatz nicht erstattungsfähige 
Rechtsanwaltskosten, die zwar als 
Sachverhaltsermittlungs- und -aufar-
beitungskosten anlässlich der Pflicht-
verletzung eines Organmitglieds ent-
standen sein mögen, aber mangels 
feststellbarem Schaden (im Sinne ei-
ner unfreiwilligen Vermögensein-
buße) nicht als ersatzfähiger Scha-
densbestandteil angesehen werden 
können. 

Es bleibt abzuwarten, ob sich auch weitere 
Gerichte dieser Rechtsmeinung anschlie-
ßen, sofern es in Zukunft zu Entscheidun-
gen mit vergleichbaren Sachverhalten 
kommen sollte.  

Ausgehend von dem eingangs zitierten 
Grundsatz, nach dem die Ersatzfähigkeit 

von Rechtsanwaltskosten davon abhängt, 
inwieweit die Geschädigten die Kosten als 
„zur Wahrung ihrer Rechte“ erforderlich 
und zweckmäßig ansehen dürfen, mag sich 
gerade in Organhaftungszusammenhän-
gen die Frage stellen, ob auf Seiten der Ge-
sellschaft nicht auch andere „Rechte“ als 
ein durch einen „originären Schaden“ be-
gründeter Schadensersatzanspruch 
(z.B. Rechte in einem behördlichen Verfah-
ren ohne unmittelbaren Bezug zu einem 
drohenden Schaden) oder bisweilen auch 
wirtschaftlich berechtigte Interessen 
(z.B. die eigene Reputation im Geschäfts-
verkehr) ausreichen können, um Rechts-
anwaltskosten infolge von Organpflicht-
verletzungen als ersatzfähigen Schaden 
geltend machen zu können. 

 

  

 
9 Vgl. Palandt/Grüneberg, BGB, 80. Aufl. 2021, Vorb. v. § 249 Rn. 44; MüKo BGB/Oetker, 8. Aufl. 2019, § 249 Rn. 178 f. Um 

derlei Aufwendungen handelte es sich auch bei den im Rahmen der Entscheidung „Siemens/Neubürger“ (LG München I, 
vgl. Fn. 1) zugesprochenen Rechtsanwaltskosten, die im Zusammenhang mit der Beauftragung einer US-amerikanischen 
Kanzlei mit einer Verteidigung gegenüber der dortigen Börsenaufsicht und einer Reduktion der Sanktionen entstanden 
waren, vgl. zu dieser Einordnung auch Lüneborg/Resch, NZG 2018, 209, 214. 
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